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SPRECHSTUNDEN 1 9 . 3 0 ­ 2 1 . UHR. Das 
schwarze Türschild und das Fehlen ei­

ner TV­Antenne sind das einzige, was das 
winzige Reihenhäuschen von seinen 
Nachbarn unterscheidet. Die Straße ist 
hier, an der Grenze der städtischen 
Quartiere von Madrid, bereits gepfla­

stert, zum Unterschied von der eigent­

lichen Bannmeile, woher mich ein Pfarrer 
auf seinem Motorrad hergefahren hat. 
Der Lehmboden dort, vom Regen auf­

geweicht, hat seine Spuren an Schuhen 
und Hosen zurückgelassen: Kann man 
so zu einem Rechtsanwalt kommen? 

Rechtsanwälte 
im Armenviertel 
Hinter der Türe erwartet mich Gottsei­

dank kein Teppich, sondern ein Ze­

mentboden: der Vorraum des Büros. 
Zwei wartende Arbeiter. Ein junger 
Mann. Der führt mich in ein rückwärts 
gelegenes Zimmer. Er ist Student und 
hilft den beiden avogados. Diese sind, wie 
er selber, Jesuiten. Der eine, Paco, steht 
zwar noch für ein Jahr im Theologie­

studium, aber er hat bereits sein An­

waltspatent in der Tasche. Der andere, 
Alonso, ist auch als Priester schon fertig 
ausgebildet, hilft am Sonntag dem näch­

sten Barackenpfarrer und arbeitet werk­

tags seine acht Stunden in einer Fabrik. ­

Wann aber, so frage ich, gehen diese 
Freizeitadvokaten ans Gericht? Zur 
Nachtzeit? 

«Natürlich nicht. Während Alonso in 
der Fabrik arbeitet, geht Paco ans Ge­

richt. Für sein Studium paßt er sich der 
(Freizeit) der Richter an, so wie sich die 
Sprechstunden nach der Freizeit der Ar­

beiter richten. » Aber warum arbeitet 
Alonso in der Fabrik? Hätte er als Ad­

vokat nicht genug zu tun? ­ «Das 
schon. Zurzeit haben wir hundert Fälle 
laufen. Aber um in Kommunikation mit 
den Arbeitern zu stehen, müssen wir ihre 
Arbeits­ und Lebensbedingungen teilen. 
In der Fabrik wechseln wir ab: nächstes 
Jahr geht Paco. » 

Eben dieser Paco ist inzwischen ein­

getreten und gibt mir Auskunft über die 
«Fälle»: «Die meisten stammen aus 
dem Arbeitsrecht: Entlassungen, Lohn­

forderungen und sonstige Anstände mit 
dem Arbeitgeber, wobei es manchmal 
ganze Gruppen zu vertreten ■ gilt. » ­

Müßten das nicht die Gewerkschaften 
besorgen? ­ «Die tun es nicht. Sie sind 
korporativ verfaßt. Ihr oberster Chef ver­

tritt als Minister der Regierung beide 
Parteien, Arbeiter und Unternehmer.» ­

Kommt ihr da nicht in Konflikt mit der 
Politik, gibt es keine Schwierigkeiten? ­

«Wir sind schon mehrmals, sogar in po­

litischen Fällen, die uns von auswärtigen 
Kollegen zugewiesen wurden, bis an die 
höchste Instanz gelangt. Die Haupt­

schwierigkeit : Das Gericht geht von der 
Annahme aus, daß der Unternehmer 
recht hat : die Beweislast für das Unrecht 
liegt beim Arbeiter, und der tut sich 
schwer, Zeugen herbeizuschaffen, usw. ­

Andere Schwierigkeiten treten im Woh­

nungswesen auf: In der Bannmeile wer­

den die kleinen Parzellen meist (schwarz) 
und ohne Notar oder gar in verbotenen 
Zonen gekauft und weiterverkauft. 
Kommt dann plötzlich ein Planungs­ und 
Enteignungsbeschluß, so wird es für die 
Leute schwierig,, ihre Forderungen zu 
stellen : ihr Leben hat sich in einem vor­

juristischen Raum abgespielt.» 
Ich muß an den Lehm denken, in dem 
wir mit dem Motorrad beinahe stecken­

blieben. Aber wie gerieten diese Jesuiten 
als «Philosophen» und «Theologen» in 
diesen Raum, wie kamen sie überhaupt 
auf die Idee, in die Juristerei einzu­

steigen? ­ «Zur Juristerei entschloß sich 
jeder unabhängig vom andern mit dem 
Ziel, an einer unserer Fakultäten oder 
Unternehmerschulen zu unterrichten. 
Dann aber machten wir eine ganz neue 
Erfahrung. Wir lebten wie viele andere. 
Ordensstudenten in einem (Piso> (Klein­

wohnung) als Mini­Kommunität (Kom­

mune), und zwar hier draußen unter den 
armen Leuten. Wir sahen mit eigenen 
Augen, daß sie sich nicht selber ihr Recht 
verschaffen konnten. So haben wir unser 
Berufsziel von der akademischen Lauf­

bahn auf diese Arbeit umgestellt. » L.K. 

Zeugnis 
Jesuiten als Advokaten: Sie stellten ihr Berufs­

ziel um ­ Die Erfahrung in der Kommune war 
entscheidend ­ Sie leben wie ihre Klienten. 

Lud?)'ig Kaufmann ' 
Studentengemeinde 
Ein Konflikt und seine Folgen: Entwicklung 
der kirchlichen Arbeit im Hochschulbereich ­

Von der Caritasgruppe zur politischen Arbeit ­

Das Schwerpunktprogramm der KD SE als 
Stein des Anstoßes ­ Zu wenig CDU­ähnlich? ­

Selbstkritik in der Studentengemeinde ­ Das 
Konzept der Bischöfe ­ Die Trennung von 
Seelsorge und Politik, von Gemeinde und 
Verbänden ­ Beide Konfliktspartner von der 
Entwicklung überholt ­ Desinteresse der Stu­

denten ­ Problematik von Glaube und Wissen­

schaft ungelöst ­ Zukunftsperspektiven ­

Fachorientierte und fachübergreifende Arbeit ­

Manifest für eine «offene Kirche». 
Wolfgang Bender, Frankfurt 

Brasilien 
Wachstum ist noch nicht Entwicklung : Vor 
der « Revolution » langsames, aber gleichmäßiges 
Wachstum mit hoher Inflation ­ Nachher ge­

drosselte Inflation und Wirtschaftsboom ­

Aber die Kluft zwischen reich und arm ver­

tieft sich ­ Landwirtschaft tausend Jahre hinter 
Indonesien zurück ­ 5% bilden einen Staat im 
Staat ­ Sie allein konsumieren, was sie produ­

zieren ­ Die große Mehrheit leidet unter ArT 
beitslosigkeit ­ Die automatisierte ■ Industrie 
hilft ihnen nicht weiter ­ Soziale Spannungen ­

« Übereifer » der Polizei ­ Ein bischöfliches Do­

kument läßt auf sich warten ­ Der Staatspräsi­

dent: Brasilien geht es gut, aber dem Volk geht 
es schlecht. Paul Ammann, Natal 

Philosophie 
Prüfsteine menschlichen Handelns: Motive in 
Grenzsituationen ­ Ein Marxist wertet die 
Widerstandskraft der christlichen Ethik gegen 
kollektiven Ungeist ­ Die Mystik der Einheit 
hat ihre Unschuld verloren. 

Jan Strzelecki, Warschau 
Zivilisation 
Kollaps des Weltsystems ( I I ) : Katastrophe 
schon bald nach dem Jahr 2000? ­ Ja, wenn es 
so weitergeht wie in den letzten siebzig Jahren ­

Selbst neue Rohstoffquellen und technische 
Neuerungen helfen nicht weiter ­ Was kann uns 
retten? ­ Freiwillige Beschränkung der Bevöl­

kerung und des wirtschaftlichen Wachstums ­

Galgenfrist für erfolgreiche Maßnahmen läuft 
in zwei Jahrzehnten ab ­ Mansholt bereits jetzt 
für eine Senkung des Realeinkommens ­ Wer 
wird ihm beistimmen? ­ Neue Werte? 

Paul Erbrich, Feldkirch 
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KIRCHLICHE ARBEIT IM HOCHSCHULBEREICH 
Seit mehr als einem Jahr dauert der offene Konflikt zwischen 
der Katholischen Deutschen Studenten-Einigung (KDSE) 
und der Deutschen Bischofskonferenz (DBK) an. Die Ausein­
andersetzung geht hauptsächlich um die Frage, ob und wie 
die christliche Gemeinde eine politische Aufgabe wahrzu­
nehmen habe. 

Diese Frage ist wichtig. Sie ist aber sicher nicht die einzige, 
über die man sich streiten muß, wenn es um die Zukunft der 
christlichen Gemeinden im Hochschulbereich geht. 

Im folgenden soll deshalb zunächst in einem Rückblick dar­
gelegt werden, in welchem Zusammenhang die politische 
Problematik in den Hochschulgemeinden aufgetreten ist. 
Anschließend werden einige Beobachtungen zur gegenwär­
tigen Situation in diesen Gemeinden mitgeteilt. So entsteht ein 
erweiterter Bezugsrahmen für die Überlegungen, wie kirch­
liche Arbeit im Hochschulbereich in den kommenden Jahren 
geleistet werden kann. 

Das pastorale Konzept, das in Umrissen entwickelt wird, hat vor allem 
die größeren Universitäten im Auge. Die Grundgedanken könnten aber 
auch für die Arbeit etwa an pädagogischen Hochschulen und technischen 
Universitäten maßgebend sein. 

Die folgenden Darlegungen sind nicht nur die private Meinung des Ver­
fassers. Sie sind aus der Diskussion mit einigen Studentenpfarrern ent­
standen, die in der gleichen Richtung eine Antwort auf die Frage nach 
der Zukunft der Hochschulgemeinden suchen. 

Rückblick 

Während Bischöfe und Theologen in der ersten Hälfte der 
sechziger Jahre beim Zweiten Vatikanischen Konzil die 
Pastoralkonstitution über die Kirche in der Welt von heute 
erarbeiteten, waren die evangelischen und katholischen Stu­
dentengemeinden mit der gleichen Frage - bezogen auf ihren 
Bereich - intensiv beschäftigt: Wie verwirklicht sich die 
christliche Gemeinde im Hochschulbereich? 

Aus diesen Überlegungen heraus wurde der evangelisch­
katholische Studententag in Göttingen 1965 gestaltet. Auf 
ihm wollten sich die Gemeinden - unter dem Stichwort 
« Studieren ist anders » - der Problematik des modernen Spe­
zialistentums im Hinblick auf Studium, Wissenschaftsbetrieb, 
Gesellschaft und Kirche stellen. Das Ergebnis des Studenten­
tages von Göttingen war ein erweitertes ökumenisches Be­
wußtsein. Die Gemeinden wollten ökumenisch sein nicht nur 
im Sinne eines engeren evangelisch-katholischen Miteinanders, 
sondern vor allem auch bezüglich der Wahrnehmung der 
Weltaufgabe der Kirche. Deshalb wollte man die fortschrei­
tende Spezialisierung und die damit verbundene Isolierung 
der Einzelwissenschaften weiterhin aufmerksam verfolgen, 
um auch nach Möglichkeiten der Reform der Hochschulen 
und der vorherrschenden Bildungskonzeptionen zu suchen. 
Außerdem wußte man, daß die Inhalte des christlichen 
Glaubens nur in engster Auseinandersetzung mit den Einzel-
wissenschaften zur Sprache gebracht werden können. Des­
wegen wurde damals die sogenannte Fachschaftsarbeit stark 
betont. 

In dieser Richtung wurde weitergearbeitet. 1967 lautete das 
Thema des Evangelisch-katholischen Assistententages in 
Marburg «Strukturen und Methoden - Gründlagen der Wis­
senschaften und Möglichkeiten ihrer Kooperation». Dieses 
anspruchsvolle Thema hatte zwei Seiten. Eine theoretische: 
Die Frage nach der Möglichkeit einer übergeordneten Ein­
heitswissenschaft (Metawissenschaft) und somit auch eine 
theologische Dimension, da die Theologie einmal die Funk­
tion einer solchen Einheitswissenschaft hatte. Eine praktische 
Seite: Die Fragen nach der Organisation des Wissenschafts­

betriebes im Zusammenhang mit den Bedürfnissen der Ge­
sellschaft. 
Nach den beiden Treffen von Göttingen und Marburg konnte 
man sagen, daß die Studentengemeinden den Weg zur Hoch­
schulgemeinde gegangen waren: Nicht vornehmlich in einem 
personellen Sinn, durch Ausweitung auf Assistenten und 
Professoren, sondern vor allem inhaltlich: sie wollten die 
Aufgabe, zwischen christlichem Glauben und Einzelwissen­
schaften zu vermitteln, wahrnehmen. In diesem Zusammen­
hang sahen sie ihre hochschul- und gesellschaftspolitische 
Aufgabe. 

B e t o n u n g des g e s e l l s c h a f t s p o l i t i s c h e n A u f t r a g s 

Die anschwellende studentische Protestbewegung forderte die 
Hochschulgemeinden noch mehr heraus. Dabei wurde auch 
die Überforderung sichtbar. Anfangs gelang es einigen Ge­
meinden, bestimmend und auch vermittelnd in die hochschul­
politischen Auseinandersetzungen einzugreifen. Dabei wurde 
aber sehr schnell neben der zahlenmäßigen Schwäche eine 
andere sichtbar: das Fehlen eines konkreten Programms. Bald 
haben deshalb die Gemeinden im Protestgetümmel keine Rolle 
mehr gespielt : hochschulpolitisch waren sie ein unbedeutender 
Faktor. 

Dafür regten sich andere Initiativen, motiviert durch die 
christliche Präferenz für die Unterprivilegierten und anknüp­
fend an die Arbeit der schon bestehenden Karitaskreise: die 
sozialpolitischen Arbeitskreise. Ihre Zielgruppen waren Ob­
dachlose, Gastarbeiter, Strafgefangene, Drogenabhängige u. a. 
Sie wollten nicht nur Einzelfallhilfe leisten - das taten sie 
durchaus - , sondern ihre Arbeit auch politisch sehen: Öffent­
lichkeitsarbeit, Versuch der Einflußnahme auf Behörden und 
Parteien, Vorschläge für Änderungen von geltenden Bestim­
mungen und Gesetzen. 

Die Projektgruppen der sozialpolitischen Arbeitskreise haben einiges er­
reicht. Auf ihre Initiative hin wurden an einigen Universitäten Kinder­
gärten eingerichtet. Die eine oder andere Obdachlosensiedlung konnte 
- auch durch Organisieren von Selbsthilfemaßnahmen der Betroffenen -
saniert werden. In neuentstandenen Trabantenstädten wurde mit Kindern 
unterprivilegierter Familien gearbeitet und dann zusammen mit deren 
Eltern ein schulbegleitender Zusatzunterricht aufgebaut. Anderswo ent­
stand in Zusammenarbeit mit Ärzten und Juristen eine Teestube als Treff­
punkt und zur Beratung Drogenabhängiger. 

Von diesen Arbeitskreisen wurden die Hochschulgemeinden 
immer wieder darauf hingewiesen, daß die sozialpolitische 
Arbeit nicht sinnvoll geleistet werden kann, wenn man sich 
nicht auf eine gemeinsame Perspektive für die politische Arbeit 
einigt. Diese Diskussion blieb nicht auf einige Gemeinden 
beschränkt. Sie wurde vom Gemeindevertretertag der KDSE 
aufgegriffen und führte zur Erarbeitung und Verabschiedung 
eines Schwerpunktprogramms für die politische Arbeit der 
KDSE und der Hochschulgemeinden. 

S c h w e r p u n k t p r o g r a m m für d ie p o l i t i s c h e A r b e i t 

Das Schwerpunktprogramm beginnt mit einem allgemeinen 
Teil, in dem die gesellschaftlichen Verhältnisse der Bundes­
republik Deutschland analysiert werden. Die Analyse bein­
haltet eine deutliche Kritik des privatkapitalistischen Systems. 
Das Instrumentarium der Analyse ist zum Teil der - marxi­
stischen oder neomarxistischen politischen Ökonomie ent­
nommen. Die politischen Zielvorstellungen, die bereits in der 
Analyse sichtbar werden, entsprechen weitgehend denjenigen 
eines demokratischen Sozialismus, wenn auch durchaus noch 
Anklänge an das Ahlener Programm der CDU vorhanden 
sind. 
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An den allgemeinen Teil schließt sich ein Kapitel über Motivation und 
Zielsetzung an, das angesichts der gesellschaftlichen Situation nach den 
Aufgaben christlicher Gemeinden fragt. Im dritten Teil des Schwerpunkt­

programms werden einige besonders vordringliche gesellschaftspolitische 
Arbeitsbereiche näher behandelt: Theologie und Kirche, Hochschule, 
studentische Sozialpolitik, Friedensforschung und Friedensdienst, Dritte 
Welt. 

Die DBK hatte bereits seit einiger Zeit, vor allem nach einigen 
Änderungen der KDSE­Satzung, die eine demokratischere 
Struktur des Zusammenschlusses der katholischen Studenten 
und Gemeinden zum Ziel hatten, die Entwicklungen in der 
KDSE kritisch verfolgt. Nach der Verabschiedung des 
Schwerpunktprogramms gab die DBK ­ ohne ausdrücklich 
auf das Programm Bezug zu nehmen ­ eine Erklärung ab, die 
scharfe Verurteilungen enthält. 

Es ist darin von Widerspruch zum kirchlichen Auftrag, von der Ver­

kürzung der christlichen Botschaft im Sinne einer innerweltlichen Heils­

lehre, von der Verfälschung des Glaubens und von einem marxistisch 
beeinflußten sozio­ökonomischen Begriff der Befreiung die Rede, der an 
die Stelle der christlichen Freiheit trete. Es blieb nicht allein bei diesem 
bischöflichen Protest. Vielmehr wurde die finanzielle Selbständigkeit der 
KDSE erheblich eingeschränkt und die künftige Finanzierung von be­

stimmten Auflagen abhängig gemacht. 

Wie konnte es zu diesem Zusammenstoß zwischen der DBK 
und der KDSE kommen? Einerseits wird man darauf hin­

weisen müssen, daß die DBK sich in den sechziger Jahren nur 
wenig um die Vorgänge im Bereich der Hochschulpastoral 
gekümmert hat. Die großen und kleinen Treffen jener Jahre ­

Studenten­ und Gemeindevertretertage, Studentenpfarrerkon­

ferenzen ­ sahen kaum den Besuch eines Bischofs, es,sei denn 
zu einem flüchtigen Aufenthalt. Auf die wiederholten Ein­

gaben etwa der Studentenpfarrerkonferenz wurde kaum rea­

giert. Eine jahrelange Dialog­Abstinenz läßt sich nicht in 
wenigen Sitzungen einer Gutachterkommission aufholen. Es 
bleibt deshalb die Frage, ob die DBK über genügend Infor­

mationen über die Entwicklungen in den Hochschulgemeinden 
und in der KDSE verfügte, als sie ihre Erklärung abgab, und 
weitere Maßnahmen ergriff. 

Ferner ist fraglich, welches Gewicht die theologische Argumentation hat 
und ob nicht auch politische Erwägungen bei der Entscheidung der DBK 
eine Rolle gespielt haben. Wäre die KDSE in solche Schwierigkeiten ge­

kommen, wenn ihr Schwerpunktprogramm den Aussagen des poli­

tischen Beirats des Zentralkomitees der Deutschen Katholiken ähnlicher 
gewesen wäre? Vollends unverständlich ist, daß die DBK durch Ausübung 
finanziellen Drucks ein Meinungsproblem zu lösen sucht. 

Andererseits stellt man sich auch bei der KDSE und in den 
Studentengemeinden kritische Fragen. So muß man wohl zu­

gestehen, daß es zunächst nicht gelungen ist, den Stellenwert 
des Schwerpunktprogramms deutlich zu machen. Es wurde 
von Außenstehenden häufig als Grundsatzprogramm für die 
gesamte Arbeit der Gemeinden angesehen und nicht als ein 
Schwerpunktprogramm für jenen Sektor der Gemeindearbeit, 
der traditionell Diakonie ­ politische Diakonie ­ heißt. Eine 
solche Überbewertung des Schwerpunktprogramms führt un­

weigerlich auch zu einer Fehlinterpretation seiner theologischen 
Aussagen. Damit hängt auch die leider sehr verbreitete Auf­

fassung zusammen, in den Hochschulgemeinden seien­ die 
spezifischen Aufgaben der Seelsorge vernachlässigt worden. 
Würde man einen Vergleich anstellen, wieviel Sorgfalt auf 
die Vorbereitung von Gottesdiensten und Ansprachen ver­

wendet wurde und wieviel Zeit für Einzelgespräche zur Ver­

fügung stand, so könnten sich die Hochschulgemeinden ge­

genüber den Pfarrgemeinden wahrscheinlich gut sehen lassen. 

Vor allem aber haben Gemeinden und KDSE, da sie ein poli­

tisches Programm machten, zu wenig das eigene politische 
Gewicht berücksichtigt, das sie in die Waagschale zu werfen 
hatten. Dieses Gewicht ist verhältnismäßig gering auf Grund 
sehr unterschiedlicher Faktoren wie etwa der starken per­

sonellen Fluktuation in den Gemeinden und der finanziellen 

Abhängigkeit der KDSE von der DBK. Hier ist die Stelle, wo 
weiter nach dem gegenwärtigen Zustand der Hochschulge­

meinden gefragt werden muß. 

Zuvor sei jedoch im Hinblick auf das Schwerpunktprogramm 
der KDSE noch ein Positives festgestellt. Nach der Pastoral­

konstitution über die Kirche in der Welt von heute und nach 
den letzten Sozialenzykliken können die katholischen Ge­

meinden an der Auseinandersetzung um so gravierende ge­

sellschaftspolitische Fragen wie zum Beispiel Entwicklung, 
Frieden, Umwelt, Bildungschancen nicht mehr vorbeisehen. 
Den Studentengemeinden ist es gelungen, sich in einem langen 
Prozeß freier Meinungsbildung auf ein politisches Arbeits­

programm zu einigen. Dies ist ein Vorgang, der über den Bereich 
der Hochschulen hinaus für die kirchliche Pastoral bedeutsam 
sein sollte. 

Zur gegenwärtigen Situation in den Hochschulgemeinden 

Die DBK hat bei ihrer Herbstsitzung 1972 keine Aussage über 
ihr weiteres Vorgehen gegenüber der KDSE veröffentlicht. 
Nach Aussagen von Vertretern der DBK vor der Studenten­

pfarrerkonferenz kann jedoch vermutet werden, daß die Lö­

sung des Problems in einer Zweiteilung gesehen wird: 

> Die Gemeinden haben pastorale ­ nicht politische ­ Auf­

gaben; sie kooperieren über die Studentenpfarrerkonferenz 
mit der DBK. 

> Die politisch interessierten Studenten schließen sich zu 
Verbänden zusammen ­ soweit man nicht auf ohnehin schon 
bestehende Verbände zurückgreifen kann ­ , die überregional 
in der KDSE zusammengefaßt sind. 

Eine solche Zielvorstellung für die kirchliche Arbeit im Hoch­

schulbereich ist in vieler Hinsicht fragwürdig, vor allem aber 
deshalb, weil sie die gegenwärtige Situation der Hochschul­

gemeinden übersieht und die zu lösende Problematik ver­

kennt. Überspitzt kann man sagen: Die Gemeinden, wie sie 
sich zwischen 1965 und 1970 entwickelt haben, existieren in 
dieser Form nicht mehr. Dies sei stichwortartig erläutert. 

> Die damals herausgebildeten demokratischeren Formen von Gemeinde­

struktur ­ eine Gemeindevollversammlung, die den Gemeinderat wählt ­

erweisen sich an den meisten Hochschulorten als nicht mehr arbeitsfähig. 
Sie müssen weiterentwickelt werden, ohne das Prinzip des Dialogs und 
der Kollegialität, wenn man das Wort Demokratie vermeiden will, auf­

zugeben. 

> Viele der bisher engagierten Mitarbeiter haben sich enttäuscht von den ■ 
Hochschulgemeinden abgewandt. Sie sind der Ansicht ­ im Blick auf die 
DBK und ihre Haltung gegenüber der KDSE, im Blick etwa auch auf 
die Gemeinsame Synode der Bistümer der BRD ­ , daß Reformen kaum 
zu erreichen sind. Viele von ihnen arbeiten jetzt in politischen Hochschul­

gruppen mit. 

> Die Studenten, die neu zur Universität kommen, scheinen allgemein 
nicht mehr so bereit zum Engagement zu sein wie ihre Vorgänger. Ihre 
Mentalität ließe sich ­ schlagwortartig verkürzt ­ als apathischer Prag­

matismus bezeichnen. 
t> Die seit Jahren wachsende Distanz der jungen akademischen Genera­

tion gegenüber dem kirchlich verfaßten Christentum ist inzwischen zu 
einem nahezu vollkommenen Desinteresse geworden. Während früher 
noch Proteste gegenüber bestimmten kirchlichen Verlautbarungen und 
Vorgängen möglich waren, nimmt man sie jetzt gar nicht mehr zur Kennt­

nis. Wer nicht selbst in der Hochschulpastoral gearbeitet hat, wird das 
Ausmaß dieses Desinteresses nur unterschätzen können. 

Fragt man nach den tieferliegenden Gründen für die Ent­

täuschung und das Desinteresse, dann muß man auf folgenden 
Tatbestand aufmerksam machen. Es ist in den letzten Jahren 
zunehmend weniger gelungen, Theologie und Sprache des 
christlichen Glaubens einerseits und die Fragen der durch die 
Einzelwissenschaften und durch die gesellschaftliche Proble­

matik geprägten Hochschulangehörigen andererseits mitein­

ander zu vermitteln. Ein Bericht der Evangelischen Studen­
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tengemeinde in Frankfurt formuliert dies Ende 1971 wie 
folgt: 
«Studenten und Pfarrer ... erfahren immer wieder neu als die entschei­
dende Schwierigkeit die unzureichend geklärte Beziehung zur wissen­
schaftlichen und universitären Wirklichkeit in den überlieferten Aussage­
formen des christlichen Glaubens. ... Offenbar konnten in der bisherigen 
Arbeit die ganz unterschiedlichen und von dem Studienfach geprägten 
Fragen des einzelnen auch an den christlichen Glauben nicht zureichend 
aufgenommen werden. So hat die notwendige Diskussion 2wischen Wis­
senschaft, Glaube und Kirche in der Studentengemeinde nicht intensiv 
genug stattgefunden. » 

Von diesem Gesichtspunkt her sind die Überlegungen über 
die künftige Arbeit zu entwickeln. 

Zukunftsperspektiven 

Kirchliche Arbeit im Hochschulbereich hat die Aufgabe, die 
christliche Botschaft, die Einzelwissenschaften und die gesell­
schaftliche Problematik - auch dieser Einzelwissenschaften -
miteinander zu vermitteln. Dieser Vermittlungsprozeß ist 
nicht nur ein theoretisch-rationaler, sondern ebenso ein emo­
tionaler und handlungs orientierter Vorgang. Nur wenn diese 
Vermittlungsaufgabe, die auch eine Veränderung der eigenen 
bisherigen christlichen Position mit sich bringen wird, ernst­
haft in Angriff genommen wird, kann die verhängnisvolle 
Entwicklung der Kirche zur Sekte, ihr Weg in die vollkom­
mene geistige Isolation aufgehalten und an der Gestalt von 
Kirche weitergearbeitet werden, die die Pastoralkonstitution 
im Auge hatte : die offene Kirche. 

F a c h o r i e n t i e r t e A r b e i t 

In Zukunft wird sich also die kirchliche Arbeit im Hochschul­
bereich viel stärker den Fachbereichen und den spezifischen 
Fragen der in ihnen Lehrenden und Lernenden zuwenden 
müssen. Da in dieser fachorientierten Arbeit in den letzten 
Jahren kaum Erfahrungen gemacht worden sind, ist es nicht 
leicht, sie beispielhaft zu erläutern. 

> Am ehesten ist noch über die Arbeit in den pädagogischen Fachberei­
chen oder Hochschulen zu berichten. Hier liegen die gemeinsam inter­
essierenden theoretischen und praktischen Probleme auf der Hand: die 
Frage nach dem Erziehungsziel, nach der zugrundeliegenden Anthropo­
logie oder auch nach der Sexualerziehung. Wo solche pädagogischen 
Sachfragen, die eine theologische Dimension haben, regelmäßig und 
qualifiziert diskutiert und auch entsprechende Berufshilfen für die päd­
agogische Tätigkeit erarbeitet werden, kann - so ist die Erfahrung - mit 
dem Interesse vieler Fachbereichsangehöriger gerechnet werden. 

> Ein weiteres Beispiel ist die Arbeit im medizinischen Fachbereich, in 
dem die Evangelische Studentengemeinde Frankfurts einige Erfahrungen 
besitzt. Ansatzpunkte für Überlegungen bieten Fragen wie die nach der 
Verfügbarkeit des Menschen über sich selbst, nach dem Begriff und dem 
Verständnis von Krankheit in der modernen Gesellschaft, nach dem 
Sterben des Menschen in den modernen Krankenhäusern, nach dem Sinn 
des menschlichen Lebens angesichts von Krankheit und Tod. Im medi­
zinischen Fachbereich erweist sich eine Zusammenarbeit mit der bisherigen 
Krankenhausseelsorge als sinnvoll. 

> Als letztes Beispiel sei die auf den soziologisch-philosophischen Bereich 
orientierte Arbeit der Studentengemeinden in Frankfurt genannt. Die 
intensive und semesterlange Auseinandersetzung mit der kritischen 
Theorie der «Frankfurter Schule» hat nicht nur die Einsicht gebracht, 
daß hier keinesfalls die totale Destruktion von Theologie getrieben wird, 
sondern darüberhinaus zur Erkenntnis geführt, daß die kritische Theorie 
theologische Fragen neu offenlegt: die nach der Versöhnung, dem Reich 
der Gerechtigkeit, der Transzendenz u. a. Zumindest ist also eine Paral­
lelität der Fragen erkannt worden, wenn auch die Gesprächspartner hin­
sichtlich der Antworten oft ratlos sind. 

Die fachorientierte Arbeit wird ergänzt werden müssen durch 
eine fachübergreifende. Dies ergibt sich aus zwei Gründen. 
Einmal hat die Abschaffung der Fakultäten und die Einrich­
tung von Fachbereichen entgegen den Erwartungen keine 
stärkere zwischenfachliche Kommunikation gebracht. Wenn 

die Gemeinden es vermögen, sollten sie kommunikationsför-
dernd wirken. Zum anderen sind eine ganze Reihe von fach­
orientierten Problemen zugleich fachübergreifend. Es sei hier 
nur an das obengenannte Thema « Krankheit in der modernen 
Gesellschaft» erinnert, das neben den Medizinern genauso 
die Soziologen, Psychologen, Juristen, Politiker und Theo­
logen angeht. 
Besondere Aufmerksamkeit - im Zusammenhang einer fach­
orientierten kirchlichen Arbeit - dürfte in Zukunft die uni­
versitätsnahe, berufsbezogene Erwachsenenbildung verdienen. 
Die fachorientierte Arbeit, wie sie hier angeregt wird, kann 
nicht Neuauflage der Fachschaftsarbeit der sechziger Jahre 
sein. Damals begnügte man sich häufig mit drei oder vier Vor­
trags- und Diskussionsveranstaltungen je Fakultät und Seme­
ster. Heute wird man nicht nur den veränderten inhaltlichen 
Fragestellungen, sondern auch der veränderten methodisch­
didaktischen Situation Rechnung tragen müssen. Deshalb wird 
man zum Beispiel den intensiveren Arbeitsformen in Arbeits­
gruppen, Seminaren und Kursen den Vorrang gegenüber dem 
einzelnen oder sporadischen Vortrag geben. 
Wenn hier der Akzent so eindeutig auf die fachorientierte Ar­
beit gesetzt wird, dann heißt dies nicht, daß andere Aspekte 
der kirchlichen Arbeit in Zukunft unterbewertet werden soll­
ten oder überhaupt keine Rolle mehr zu spielen hätten. Die 
fachorientierte Arbeit wird sich nicht der gesellschaftspoli­
tischen Zusammenhänge entziehen können. Deswegen bleibt 
kirchliche Arbeit im Hochschulbereich auch politisch orien­
tiert. Ferner sollten Erfahrungen aus den Jahren der studen­
tischen Protestbewegung nicht vergessen werden, als Gesellig­
keit und Feste verpönt waren. Das Gemeindezentrum sollte 
auch in Zukunft ein Zentrum der Geselligkeit sein. Mitunter 
machte sich in den Hochschulgemeinden - auch in ihren 
Gottesdiensten - eine rationalistische Engführung bemerkbar, 
die emotionale und meditative Momente stark in den Hinter­
grund treten Heß. Deshalb sollte man sich verstärkt auch um 
neue Formen der Meditation bemühen. Daß schließlich Ver­
kündigung und Eucharistie weiterhin unverzichtbare Be­
standteile der kirchlichen Arbeit sind, ist eigentlich selbstver­
ständlich. Im übrigen geht es bei der fachorientierten Arbeit 
gerade auch um eine angemessene und wirksame Form 
christlicher Verkündigung im Hochschulbereich.. 

«Of fene K i r c h e » 

In den bisherigen Aussagen über die Zukunft der jetzigen 
Hochschulgemeinden ist mit Bedacht weitgehend der Begriff 
Hochschulgemeinde vermieden worden. Statt dessen war von 
kirchlicher Arbeit im Hochschulbereich die Rede. Damit sollte 
zunächst angedeutet werden, daß für die Zukunft - wegen der 
Komplexität der zu leistenden Arbeit - das Modell Hochschul­
gemeinde nicht mehr ausreicht. Der Begriff « kirchliche Arbeit » 
ist jedoch vieldeutig. Es muß deswegen noch genauer be­
stimmt werden, wie er hier gebraucht wird. 
Kirchliche Arbeit im Hochschulbereich ist zu leisten von 
christentums- und kirchenbezogenen Gruppen und Einzelnen. 
Ihre Motivationen und besonderen Zielsetzungen können sehr 
verschieden sein. Verbinden sollte sie die Sorge um die Ent­
wicklung der Gesellschaft in Richtung auf mehr Freiheit, 
Gerechtigkeit und Solidarität, der immer wieder neue Ver­
such, in diesen Prozeß der Erneuerung die Impulse der christ­
lichen Botschaft einzubringen, und der Wille, sich selbst ange­
sichts der christlichen und kirchlichen Tradition und diese vor 
den Zeitgenossen zu verantworten. Man könnte sich also die 
Weiterentwicklung der Hochschulgemeinden zu einer Art 
«Arbeitsgemeinschaft» christentums- und kirchenbezogener 
Einzelner und Gruppen vorstellen. Diese Arbeitsgemein­
schaften an den einzelnen Hochschulorten bedürften des Zu­
sammenschlusses auf regionaler und Bundesebene, um öffent-
lichkeitswirksäm werden zu können. 
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Bei aller Betonung der Selbständigkeit dieser Gruppen und 
Arbeitsgemeinschaften hätten sie sich im Verband der katho­
lischen Kirche zu verstehen, den Austausch mit den übrigen 
kirchlichen Gruppierungen und Gemeinden zu fördern und die 
auf kirchliche Kommunikation zielende Funktion des kirch­
lichen Amtes anzuerkennen. 

Übrigens werden sich an dieser kirchlichen Arbeit im Hochschulbereich 
nicht nur Hochschulangehörige im engeren Sinn beteiligen - wie auch 
sicher manche Hochschulangehörige es vorziehen werden, sich in den 
Pfarrgemeinden zu beheimaten und gegebenenfalls dort ein Feld für 
Aktivität zu finden. Jedenfalls ergibt es sich fast von selbst, daß frühere 
Hochschulangehörige der Hochschulgemeinde weiter verbunden bleiben, 
daß Christen, die nichts mit der Universität zu tun haben, zu den Hoch­
schulgemeinden stoßen, weil sie die Zielsetzung der Arbeit begrüßen oder 
auch die Form des Gottesdienstes oder der menschlichen Begegnung 
schätzen gelernt haben. Dies ist von großem Vorteil: So kann die Be­
schränkung auf einen bestimmten kleinen Ausschnitt aus der Gesamtbe­
völkerung überwunden werden. 

Soll eine neue Form kirchlicher Arbeit im Hochschulbereich 
gelingen, dann bedarf es qualifizierter hauptamtlicher Mitar­
beiter. Soweit sie in der fachorientierten Arbeit eingesetzt 
werden, müssen sie nicht nur über eine theologische Aus­
bildung, sondern auch über ausreichende Kenntnisse des 
betreffenden andern Fachgebietes verfügen; unter Umständen 
muß die Möglichkeit zu einem Zusatzstudium geboten wer­
den, das jedoch nicht mit dem normalen Studiengang des 

betreffenden Fachs identisch zu sein braucht, sondern im 
Hinblick auf die künftige Arbeit in Zusammenarbeit zwischen 
Gemeindemitgliedern und Fachprofessoren konzipiert werden 
sollte. Diesbezügliche Erfahrungen liegen in der Evangelischen 
Studentengemeinde in Frankfurt vor. 

Gerade an dieser Stelle wird besonders deutlich, daß ökumenische Zu­
sammenarbeit unerläßlich ist. Schon der Grundgedanke der Vermittlung 
von christlichem Glauben und Einzelwissenschaften erfordert diese Zu­
sammenarbeit. Aber auch pragmatisch gedacht erhält das fachorientierte 
Konzept nur dann eine gewisse Chance auf Realisierbarkeit, wenn beide 
christlichen Kirchen eng zusammenwirken und deswegen zum Beispiel 
die hauptamtlichen Stellen in den einzelnen Fachbereichen nicht doppelt 
besetzt werden müssen. 

Zum Schluß sei hervorgehoben, daß die vorstehenden Gedan­
ken nicht nur im Hinblick auf den Hochschulbereich zu 
erörtern sind! Vielmehr ist -zu überlegen, wie es zu einer 
Reaktivierüng jener Gruppen und Einzelnen kommen kann, 
die an dem Konzept offener, sach- und gesellschaftsbezogener 
kirchlicher Arbeit - mutatis mutandis - auch in andern Be­
reichen (Pfarreien, Jugendarbeit u. ä.) interessiert sind. Das 
Ziel müßte sein, alle diese Bestrebungen in einer «Arbeitsge­
meinschaft offene Kirche» zu koordinieren. Die KDSE - so 
zeigen es jüngste Äußerungen - ist an einer Entwicklung in 
der beschriebenen Richtung interessiert. 

Wolf gang Bender, Frankfurt 

BRASILIENS PROBLEME 
Am Beispiel Brasiliens wird die große Spannung, die heute 
zwischen wirtschaftlich entwickelten und unterentwickelten 
Ländern herrscht, besonders deutlich sichtbar. Das Land selbst 
ist geteilt in den hochindustrialisierten Süden und Südosten, 
während die anderen Gebiete noch stark unterentwickelt sind. 
Der 'reiche Süden muß sich deshalb, innerhalb des eigenen 
Landes, mit allen Aufgaben auseinandersetzen, die im allge­
meinen von den reichen Ländern erfüllt werden sollten: Bes­
sere Preise bezahlen für Rohprodukte, die aus seinen unter­
entwickelten Gebieten stammen, ohne Restriktionen Fertig­
produkte «importieren», arbeitsintensive Industrien auf­
bauen oder zumindest finanzieren usw. 
Gegenüber dem Ausland aber wird Brasilien selbst als Ent­
wicklungsland betrachtet und hat schwer zu kämpfen, um für 
seine Rohprodukte (z. B. Kaffee) garantierte Preise zu erhalten, 
seine Fertigprodukte durch die Zollbarrieren der reichen Län­
der zu schleusen. Es besitzt, wie die meisten Entwicklungs­
länder, nicht das geringste Konzept für eine arbeitsintensive 
Industrie. 
So hat der Finanzminister Brasiliens die undankbare Aufgabe, 
für die moderne, effiziente Industrie, die er aufbaute und die 
das Wirtschaftswunder des Landes schafft, Absatzmärkte in den 
reichen Ländern zu erkämpfen, während ihm gleichzeitig seine 
eigenen Landsleute des Nordostens vorhalten, er sei der «Mi­
nister des Südens », das heißt er kümmere sich zu wenig um die 
Probleme der unterentwickelten Gebiete. 
Die sozial-Ökonomischen Spannungen dieses regionalen und 
sektoriellen Ungleichgewichts werden wir hier, analysieren. 
Vorher aber wollen wir auf ein sozialpolitisches Problem ein­
gehen, das viel bekannter ist im Ausland und das dort bereits zu 
einem Schlagwort geworden ist: Todesschwadron und Tor­
turen. 

Der «Übereifer» der Polizei 
Entsprechend den gigantischen Dimensionen Brasiliens, das 
eine Million Quadratkilometer größer ist als der Kontinent 

Erster Teil siehe Nummer 17, S. 190 ff. (beim Übersenden des Manuskrip­
tes gab es einige Schwierigkeiten, darum folgt dieser Teil erst jetzt). 

Australien, haben auch die Probleme der Sicherheitdieses Lan­
des enorme Ausmaße. Brasilien hat über 15 000 km Grenzen 
mit zehn Nachbarländern sowie 7500 km Meeresküste zu be­
wachen. Die Hauptarbeit der Sicherheit gegen außen besteht 
hauptsächlich im Abwehren des Schmuggels, der besonders 
im Nordosten blüht, und der fremden Fischerboote, die in bra­
silianischen Gewässern ohne Lizenz Fischerei betreiben. Militä­
rische Angriffe von außen sind kaum zu erwarten. 

Bedeutend komplizierter erscheint die Bewahrung der inneren 
Sicherheit. Fast jede Regierung hat deshalb Gesetze der na­
tionalen Sicherheit geschaffen. Das Gesetz Nr. 314 von 1967 
sagt zum Beispiel, daß Verbrechen der Subversion und sub­
versiver Propaganda der Militärjustiz unterstehen.. Dabei ist 
eine Präventivhaft von einem Monat vorgesehen, die verlän­
gert werden kann. 1968 wurde das Gesetz verschärft, indem die 
Haft ohne schriftlichen Haftbefehl und ohne die Garantie des 
Habeas Corpus ermöglicht wurde «in Fällen politischer Ver­
brechen, Verbrechen gegen die nationale Sicherheit und gegen 
die Wirtschafts- und Sozialordnung». 1969 wurde die Rekurs­
möglichkeit an den Obersten Gerichtshof abgeschafft. 
Durch diese Gesetzgebung hatten es die Militärs erreicht, die 
Subversion zu bewältigen. Die Polizei der unteren Ränge 
scheint aber zu wenig vorbereitet und zu schlecht ^bezahlt ge­
wesen zu sein, um solch enorme Machtbefugnisse richtig 
interpretieren und. anwenden zu können. Es kam zu Exzessen, 
die das Land in kurzer Zeit in Verruf brachten. Bis heute hat 
sich Brasilien davon nicht erholt, obwohl nun intensiver gegen 
die Mißstände im Polizeiapparat vorgegangen wird. 

Wie steht es heute mit der Todesschwadron? Wir zitieren die 
« Große Enzyklopädie Delta-Larousse », die in ihrem Jahrbuch 
von 1972 einen ganzen Artikel über dieses Problem bringt: 

«Die •Todesschwadron, von der Vereinigung brasilianischer Rechtsan­
wälte definiert als (kriminelle, barbarische und verabscheuungswürdige 
Organisation), hat 1971 weitere Opfer gefordert. Ihre Agenten erfreuen 
sich einer < skandalösen Ungestraftheit>, wie die Nationale Bischofs­
konferenz in einer Note erklärte. Gegen die mysteriöse Gewalt dieser 
Schwadron scheint die Justiz keine durchgreifende Handhabe zu besit-
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